
Mehr Bildung, mehr Gleichheit,
mehr Alternativen

Durch Bildung und im Rahmen von Bil-
dung werden entscheidende Voraussetzun-
gen für eine funktionierende Demokratie
geschaffen. Bildung zielt laut Hartmut von
Hentig darauf ab, Dinge zu klären und Men-
schen zu stärken. Politische Bildung kann
in diesem Sinne Orientierungs- und Hand-
lungskompetenz fördern. Sie kann die mün-
digen Bürgerinnen und Bürger darin un-
terstützen, sich nach ihren Interessen und
Einschätzungen im demokratischen Rah-
men einzubringen, zu intervenieren und die
Gesellschaft zu gestalten. In diesem Sinne
benötigen wir mehr politische Bildung.

Die Idee der Demokratie ist in ihrem
Kern egalitär. Jede Stimme zählt gleich viel.
Gleichheit als Wesensprinzip der Demo-
kratie wird von ernstzunehmenden demo-
kratischen Kräften nicht in Frage gestellt.
Aber es gibt einen engen Zusammenhang
zwischen Gleichheit in bürgerlicher und
politischer Hinsicht sowie materieller und

sozialer Gleichheit. Nur wenn ein Mindest-
maß an materieller und sozialer Gleichheit
gegeben ist, gibt es auch gleiche Chancen
der demokratischen Willensbildung. Der
Trend zu sozialer Ungleichheit in allen
OECD-Staaten – besonders ausgeprägt in
Deutschland – muss umgekehrt, das so-
ziale Auseinanderdriften also im Sinne der
Demokratie umgekehrt werden.

Demokratie lebt von der Debatte um
und der Wahl zwischen Alternativen. In
den vergangenen Jahrzehnten haben wir
aber eine erstaunliche Alternativlosigkeit
erlebt. Egal ob bei der Privatisierung der
Post oder wirtschaftlicher Deregulierung,
der Senkung von Lohnnebenkosten, der
Einführung von Studiengebühren oder
beim Aufspannen der diversen Euro-Ret-
tungsschirme – allzu oft wurde in einer be-
merkenswerten intellektuellen Selbstbe-
schränkung von politischen Eliten die Vor-
stellung der »Alternativlosigkeit« bemüht.
Nur da, wo es eine echte Wahl zwischen
Alternativen gibt, wird die Demokratie ih-
rem Anspruch gerecht.
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Zwischen Deliberation und Konfrontation
Politik in der Mediendemokratie

Demokratie bedarf politischer Aushandlungsprozesse zwischen divergierenden Mei-
nungen. Dabei ist ab und an auch Konfrontation unumgänglich und zielführend.
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Die Deutschen stehen traditionell dem po-
litischen Streit ambivalent gegenüber: Zum
einen lamentieren sie gerne darüber, dass
die Parteien oft kaum noch auseinander zu
halten sind, so ähnlich seien sie sich gewor-
den. Auch dass man vor lauter »Konsens-
soße« bestimmte Dinge nicht mehr sagen
dürfe, ist eine oft geäußerte Klage. Zum an-
deren aber werden anhaltende Auseinan-
dersetzungen zwischen Parteien von vielen
ebenso wenig goutiert wie längere Tarif-

konflikte. Vor allem wenn die Konfronta-
tion auf die Straße getragen wird – sei es
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tik gegeneinander ab, immer mit dem Wil-
len, dem anderen zuzuhören und im Falle
besserer Argumente auch nachzugeben.
Und schließlich treffen sie eine vernünftige
Entscheidung, die in Gesetzesform nieder-
gelegt wird. Das Kernelement des hier auf-
scheinenden gemeinsamen vernünftigen
Nachdenkens bezeichnet die Demokratie-
theorie auch als Deliberation, eine Demo-
kratie, die davon geprägt ist, als deliberative
Demokratie.

In der idealen deliberativen Demokra-
tie, wie sie etwa Jürgen Habermas entwirft,
dürfen nur jene Gesetze Geltung beanspru-
chen, denen alle Bürger im Rahmen einer
rational verfassten Prozedur zustimmen
können. Mit anderen Worten: Auch wenn
sie zunächst verschiedener Meinung sind,
sollte in einem rational organisierten Ver-
fahren der »zwanglose Zwang des besseren
Arguments« alle Beteiligten schließlich von
einer bestimmten Variante überzeugen, so
dass sie einen Konsens erreichen. Die Ver-
nunft stellt also Konsens aus Meinungsviel-
falt her, die zwei Seelen sind vereint. Doch
ist es wirklich so einfach? Habermas voll-
zieht hier eine Bewegung, sät selbst immer
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anlässlich von Castor-Transporten, bei De-
monstrationen gegen große Infrastruktur-
projekte wie Stuttgart 21 oder bei den regel-
mäßigen Bildungsprotesten durch Schüler
und Studierende – reagiert die deutsche
Öffentlichkeit oft eher skeptisch. Die Sehn-
sucht nach klaren politischen Alternativen
und die Furcht davor, dass diese doch zu
pointiert ausfallen könnten, das sind die
zwei Seelen, die in der deutschen Brust
wohnen: eine romantische und eine Bieder-
meier-Seele.

Beide, Romantik wie Biedermeier, kön-
nen als Reaktionen auf die Unerbittlichkeit
gelesen werden, mit der das Projekt der
Vernunft in der Aufklärung vorangetrieben
wurde. Wo die Romantik der Vernunft die
Emphase und die Emotion entgegenstellte,
waren es im Biedermeier die Tradition und
das Idyll. Liegt also vielleicht im Ideal der
Politik des vernünftigen Streitens das Ge-
genmittel zu zuviel Konsens und zu zuviel
Konfrontation? Im Kern ist das bereits das
Versprechen des Parlamentarismus: Men-
schen verschiedener Auffassungen kommen
zusammen, diskutieren die anstehenden
Probleme, wägen Gründe für künftige Poli-
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wieder Zweifel. Er erkennt an, dass das po-
litische System von Machtstreben und von
Interessen durchdrungen ist und dass es
zugleich unter Zeitdruck Entscheidungen
treffen muss, was das Finden eines rationa-
len Konsenses erschwert. Er setzt deswegen
seine Hoffnung auf die anonymen, von
Handlungsdruck entlasteten Kommunika-
tionsprozesse in der Öffentlichkeit. Die
Öffentlichkeit funktioniert demnach also
– insbesondere über die Zeit hinweg, wenn
sie sich mehrfach mit einem bestimm-
ten Problem befasst als eine Art Filter für
überzeugende Argumente, die dann wiede-
rum die Akteure im politischen System auf-
greifen können. Dies hebt sicherlich unter-
schiedliche Interessen nicht auf. Doch auch
wenn deshalb ein tiefer Konsens verhindert
wird, so erscheint in diesem »Filtermodell«
doch wenigstens die Option vernünftiger
Kompromisse trotz verschiedener Interes-
sen möglich. In jüngeren Schriften präzi-
siert Habermas entsprechend nochmals,
dass der Austausch von Argumenten in der
Öffentlichkeit keineswegs auf Konsens hin-
zielen muss. Vielmehr geht es hier darum,
ein »Paar konträrer, mehr oder weniger ko-
härenter Meinungen« auszubilden, die für
sich genommen jeweils plausibel sind und
das »Spektrum möglicher, als legitim ange-
sehener Politiken« festlegen.

Und doch stellt sich natürlich die Fra-
ge, ob eine deliberative Politik dann ein
Ideal sein kann, wenn bestimmte Positio-
nen dauerhaft mit ihren Argumenten nicht
durchzudringen vermögen. Denn die Me-
dialität der Öffentlichkeit ist nicht nur (und
vielleicht viel zu selten) ein Filter der Ver-
nunft, sie ist auch ein Filter der Macht: der
Macht von Akteuren (Medienunterneh-
mern, Meinungsmachern etc.) einerseits
und der Macht der Normalität des Sag- und
Vernehmbaren andererseits. Dies hat ver-
schiedene, kritisch zu betrachtende Konse-
quenzen. Erstens können etwa die Stimmen
der Marginalisierten per definitionem in
den Massenmedien keine maßgebliche Rol-
le spielen, solange sie kein Sprachrohr fin-
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den. Ganz abgesehen von materiellen Vo-
raussetzungen ist die Teilnahme an argu-
mentativer Deliberation in der Öffentlich-
keit alles Andere als eine triviale Angelegen-
heit. Rationales Argumentieren erfordert
Sozialisierung und ein gewisses Talent, und
in Ermangelung der beiden kann der ver-
meintlich zwanglose Zwang des besseren
Arguments ganz schnell als realer Zwang
erfahren werden. Es geht dabei nicht nur
um individuelle, sondern oft um gruppen-
oder schichtenspezifische Mängel. Ein ver-
stärkter Einfluss deliberativer Elemente
kann daher durchaus auch weitere Margi-
nalisierung bewirken. Zweitens können
Positionen zwar wohl artikuliert und auch
nachvollziehbar argumentiert sein, aber
dennoch in den Mainstream-Medien kei-
nen oder allenfalls negativen Widerhall fin-
den, weil sie dort als nicht vermittelbar er-
scheinen. Drittens ignoriert die Politik im-
mer wieder – und oft über die Parteigrenzen
hinweg – auch dann Meinungen, wenn die-
se breit repräsentiert werden, und handelt
stattdessen unter dem Vorwand der »Alter-
nativlosigkeit«. Es gibt dann nur noch eine
allem Anschein nach »beste« Lösung.

Konfrontation als Lösung?

In diesen und anderen Fällen bleibt jenen,
die sich politisch miss- und oft auch ver-
achtet fühlen, oft nur eine konfrontative
Strategie. Konfrontation ist insbesondere
in der Mediendemokratie Erfolg verspre-
chend, weil sie Medienaufmerksamkeit bei-
nahe automatisch generiert. Aktionen des
zivilen Ungehorsams wie bei den Castor-
Transporten, im Rahmen der Proteste ge-
gen Stuttgart 21 oder den G8-Gipfel in Hei-
ligendamm oder auch Maßnahmen zum
Schutz von Flüchtlingen vor Abschiebung
zeugen hiervon. Die Konfrontation, die
Herausforderung auch auf der Straße ist
nun allerdings keineswegs das radikale Ge-
genteil deliberativer Politik, sie lässt sich
auch als komplementär zu ihr lesen. Denn
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Konfrontation kann zum einen helfen,
vermeintliche Kompromisse aufzubrechen
und zeigen, dass eine bestimmte Politik kei-
neswegs alternativlos ist. Dies ist für eine
florierende Demokratie von höchster Be-
deutung. Wenn es nichts mehr zu entschei-
den gäbe,wenn die öffentlichen Angelegen-
heiten tatsächlich in der Alternativlosigkeit
mündeten, könnte man Demokratie voll-
ends durch Technokratie ersetzen. Demo-
kratie lebt vom Aufzeigen und Abwägen
von Alternativen, und Konfrontation kann
eingefahrene Diskurse dazu zwingen,Argu-
mente ernst zu nehmen, die bislang außen
vor geblieben waren. Zum zweiten gleicht
Politik, demokratische zumal, nie einem
einfachen Abarbeiten von gestellten Aufga-
ben. Sie impliziert immer auch eine Wette
auf eine unsichere Zukunft; insofern flie-
ßen auch in noch so rationale, allgemeine
Erwägungen stets konkrete Hoffnungen
und Ängste ein. Dies drückt sich oft in kon-
frontativer Politik aus, die durch vernünf-
tiges Argumentieren nie ganz einzuholen
ist. Das emanzipatorische Potenzial der de-
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Steht es nicht wieder einmal schlimm um
die Gesellschaft? Junge Menschen spielen

Killerspiele und geben sich falsche, »vir-
tuelle« Identitäten in digitalen Netzwer-
ken, die sie nicht kontrollieren können.
Nicht nur, dass wir sowieso schon unter
dem medialen Paradigma des »Politain-
ment« leben müssen, nun kommen auch
noch aus allerlei Löchern Menschen, die,
ohne qua Abschluss Teil der »guten Gesell-
schaft« zu sein, im Internet ihre Meinung
publizieren. Einfach so. Ohne, dass eine Re-
daktion sie angefragt hätte und ohne dass

Jasmin Siri

Internet und Demokratisierung

In den gefestigten Demokratien werden mit dem Internet zunehmend kritik-
würdige Entwicklungen in Verbindung gebracht. Die Umbrüche in einigen auto-
ritären arabischen Staaten zeigen aber gerade, dass die neuen Medien auch maß-
gebliche Demokratisierungseffekte haben.
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liberativen Vernunft ist unbestritten. Doch
muss dieses Potenzial in der Politik parado-
xerweise oft emotional erfasst werden, und
Konfrontation – oft vor dem Hintergrund
eines Gefühls von gefährdeter oder erhoff-
ter Freiheit und Gleichheit kann ein Aus-
druck dessen sein. Die großen Errungen-
schaften der Demokratie und der Grund-
rechte sind jedenfalls historisch allesamt
nicht allein durch Deliberation, sondern
durch Konfrontation mit etablierten Macht-
und Rechtsverhältnissen errungen worden.

Demokratie braucht Elemente der kon-
frontativen Politik, wenn sie nicht zu selbst-
gewiss in sich selbst ruhen will. Denn Kon-
frontation kann die gewohnten Abläufe in
Frage stellen und völlig neue Formen des
Nachdenkens einfordern. Zugleich braucht
Demokratie aber auch Formen der Kon-
frontation, die sich beizeiten wieder in de-
liberative Verfahren einbinden lassen. Auf
Dauer gestellte Konfrontation dient der De-
mokratie ebenso wenig wie die Behauptung
von bruchlosem Konsens und politischer
Alternativlosigkeit.
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